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Neue Vorgaben für Verbraucherrechte 
bei Finanzdienstleitungen

Mit zwei Gesetzesentwürfen, die das Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz (BMJV) am 7.7. und am 9.7.2025 veröffentlicht hat, 
sollen geänderte EU-Vorgaben zu Verbraucher- und Versicherungsverträgen 
und zum Lauterkeitsrecht umgesetzt werden. Davon betroffen sind vor 
allem auch Finanzdienstleistungen.

Der Gesetzentwurf zur Änderung des Ver- 
brauchervertrags- und des Versicherungs-

vertragsrechts setzt die geänderte EU-Verbrau-
cherrechterichtlinie um. Vorgesehen sind insbe-
sondere folgende Änderungen:
1. Einführung einer elektronischen Widerruf-

buttons: Unternehmen sollen verpflichtet 
werden, einen elektronischen Widerrufsbut-
ton bereitzustellen. Dies soll in Bezug auf 
Waren, Dienstleistungen und Finanzdienst-
leistungen gelten. Deutschland hat sich auf 
EU-Ebene erfolgreich dafür eingesetzt, dass 
eine solche elektronische Widerrufsmöglich-
keit verpflichtend wird.

2. Angemessene Erläuterungen von Finanz-
dienstleistungen: Damit Verbraucherinnen 
und Verbraucher eine Finanzdienstleistung 
und die Folgen, die sich aus dem Vertrag 
ergeben können, besser verstehen, sollen 
Unternehmen ihnen künftig solche Verträ-
ge angemessen erläutern müssen. Damit 
soll sichergestellt werden, dass Verbrau-
cherinnen und Verbraucher eine informierte 
Vertragsabschlussentscheidung treffen. Bei 
Online-Tools sollen Verbraucherinnen und 
Verbraucher zusätzlich eine direkte persön-
liche Kontaktaufnahme verlangen können.

3. Einschränkung des „ewigen Widerrufs-
rechts“: Künftig soll ein Vertrag über Finanz-

dienstleistungen höchstens zwölf Monate 
und 14 Tage nach Vertragsschluss wider-
rufen werden können – vorausgesetzt, die 
Verbraucherin oder der Verbraucher wurde 
über das Widerrufsrecht belehrt. Bei Lebens-
versicherungen soll eine Ausschlussfrist von 
24 Monaten und 30 Tagen gelten. Bislang ist 
es möglich, dass entsprechende Verträge – 
trotz erfolgter Belehrung – ohne Befristung 
widerrufen werden können. Nach geltendem 
Recht führen nämlich auch nebensächliche 
Verstöße gegen gesetzlich vorgeschriebene 
Informationspflichten dazu, dass die ge-
setzliche Widerrufsfrist von 14 Tagen nicht 
zu laufen beginnt. Man spricht insoweit von 
einem „ewigen Widerrufsrecht“. Dies führt 
häufig zu unbilligen Ergebnissen, wenn ein 
Belehrungsfehler völlig nebensächlich war.

4. Kein Anspruch auf Vertragsbedingungen in 
Papierform mehr: Unternehmer sollen die 
Vertragsbedingungen künftig nicht mehr 
in Papierform übermitteln müssen. Bislang 
müssen sie dies auf Verlangen tun. Mit der 
Änderung soll der zunehmenden Digitalisie-
rung Rechnung getragen und sollen Unter-
nehmen entlastet werden.

Den Referentenentwurf zur Änderung des Ver-
brauchervertrags- und des Versicherungsvertrags-
rechts finden Sie hier.

Außerdem sollen Verbraucherinnen und Ver-
braucher besser vor Manipulation geschützt 
werden, wenn sie online einen Vertrag über eine 
Finanzdienstleistung abschließen. Diese und wei-
tere verbraucherschützende Änderungen sieht ein 
Gesetzentwurf (Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes gegen den unlau-
teren Wettbewerb) vor, den das BMJV bereits am  
7. Juli 2025 veröffentlicht hat. 

Drei manipulative Online-Designmuster, soge-
nannte Dark Patterns, die Verbraucherinnen und 
Verbraucher beim Abschluss von Finanzdienst-
leistungsverträgen beeinflussen oder behindern, 
sollen verboten werden: 
1. Bei mehreren Auswahlmöglichkeiten soll 

eine bestimmte Auswahlmöglichkeit nicht 
hervorgehoben werden dürfen. Es soll künf-
tig beispielsweise nicht mehr zulässig sein, 
nur den „Zustimmen-Button“ graphisch her-
vorzuheben. 

2. Es soll verboten werden, Verbraucherinnen 
und Verbraucher wiederholt zu einer Aus-
wahl aufzufordern, obwohl diese Auswahl 
bereits getroffen wurde.

3. Zudem muss das Verfahren zur Anmeldung 
und zur Beendigung eines Dienstes künftig 
vergleichbar ausgestaltet sein. Einen Dienst 
zu kündigen darf nicht etwa schwerer sein 
als die Anmeldung zu diesem.

Der Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 
ist hier abrufbar.

 chkJa oder Nein: Alle Auswahlmöglichkeiten müssen gleichermaßen sichtbar sein.
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